
- bzw. Ehegattenunabhängigkeit eingehen. Folgende Probleme 
sehen wir für die vorgeschlagene Orientierung auf ein elternab­
hängiges Stipendium:

Erstens. Experten aus der Bundesrepublik verweisen darauf, 
daß dort 2 bis 3 Jahre gebraucht wurden, um organisatorisch und 
verwaltungstechnisch die BAföG-Zahlung zu realisieren, und 
veranschlagen einen ähnlich hohen Zeitraum auch für uns.

Zweitens. Es ist weiterhin ungeklärt, wer die immensen Kosten 
für Technik, Ausbildung und Personal für die 250 notwendigen 
Verwaltungseinrichtungen zahlen soll.

Drittens. Ein aus unserer Sicht nicht realisiertes Problem ist dar- 
überhinaus, welches der sich ständig verändernden Elternein­
kommen für die Berechnung des Stipendiums zugrunde gelegt 
werden soll.

Viertens. Wie wollen Sie den ohnehin belasteten Eltern erklären, 
daß sie ab 1. Juli vor der Alternative stehen, entweder ihre eigene 
Zukunft abzusichern oder ihren Kindern in den nächsten 5 Jah­
ren ein Studium zu finanzieren?

Auch aus der Verantwortung für kommende Generationen hal­
ten wir deshalb eine Kostenverlagerung in die Familie - wie in 
der Bundesrepublik - für nicht akzeptabel. Das BAföG hat sich 
nicht als so sozial erwiesen, wie es oft behauptet wird.

(Unruhe im Saal)

sdiglich ca. 20 % der Studierenden in der BRD erhalten über­
haupt BAföG, und davon nur ein geringer Teil die Höchstförde­
rung von 890 D-Mark. Ein Absolvent ist mit BAföG am Ende sei­
nes Studiums hochverschuldet. Wir halten es für eine Zumu­
tung, daß ein selbständiger erwachsener Mensch zwischen 20 
und 30 das monatliche Geld von seinen Eltern erbetteln oder die­
se sogar verklagen muß. Ein Staat wie mit dem Wirtschaftspot­
ential der Bundesrepublik sollte Zeichen setzen!

Es gibt bereits Modelle, nach denen das staatliche Kindergeld 
und die Steuervergünstigungen für die Eltern ausreichen wür­
den, schon jetzt jedem bundesdeutschen Studenten 350 D-Mark 
als Grundstipendium auszuzahlen. Aus diesem Grunde unter­
streichen wir die Forderung nach der Eltern- bzw. Ehegattenun­
abhängigkeit des Grundstipendiums. Die dafür nötigen Mittel 
müssen durch eine Umverteilung des Staatshaushaltes aufge­
bracht werden.

Wir unterstützen deshalb die Forderung des Bundesministers 
Möllemann ,In Bildung investieren, denn Köpfe sind unser Kapi­
tal*.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.“

_/Die Erklärung ist unterzeichnet für den Republiksprecherrat 
von Steffen Böhme, Thomas Merker und Guido Tuschke.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Dr. Höppner.

Ich eröffne nun die Aussprache. Jede Fraktion hat eine Rede­
zeit von 5 Minuten. Wir beginnen mit der Fraktion Bündnis 90/ 
Grüne. Das Wort hat der Abgeordnete Pietsch. - Ja, bitte!

Bernd Meier (PDS):

Ein Antrag zur Geschäftsordnung: Hier liegt sicherlich ein 
Fehler vor. Wir hatten uns im Präsidium geeinigt, daß die einfüh­
renden Bemerkungen zu dieser Aktuellen Stunde, da sie von der 
PDS eingebracht wurde, auch von der PDS gemacht werden. 
Dieser Antrag zur Erklärung der Studenten wurde vorgezogen, 
zusätzlich mit hineingenommen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Dann bitte ich die Abgeordnete Frau Margit Jentsch, für die 
Fraktion der PDS das Wort zu nehmen.

Frau Jentsch für die Fraktion der PDS:

Frau Präsidentin! Werte Abgeordnete! Werte Gäste! Wie eini­
ge von Ihnen wissen, bin ich selbst Studentin. Und da nicht jeder 
Student ein Abgeordneter dieses Hohen Hauses ist und Diäten 
bekommt, kann ich natürlich die Existenzängste der Studenten 
voll verstehen und unterstütze deren Forderung.

Wir alle kennen den Satz aus berufenem Munde, daß Bildungs­
investitionen Investitionen in die Zukunft sind. Niemand über­
sieht die angespannte Finanzlage und die Anstrengungen des 
Ministers für Bildung und Wissenschaft, für die Studierenden 
das gegenwärtig Mögliche für den Weg in eine sozial höchst un­
gewisse Zukunft aus den Kassen des Ministeriums für Finanzen 
herauszuholen. Trotzdem müssen wir hier mit Nachdruck auf 
die Forderungen der Studenten vor dem Parlament aufmerksam 
machen.

Ab 1. Juli 1990 droht für die meisten Studenten nicht nur eine 
besonders kritische Situation, die mit den zu erwartenden Teue­
rungen der allgemeinen Lebensunterhaltungskosten und den 
stark ansteigenden Studienkosten begründet ist, sondern be­
reits in naher Perspektive ist eine Abwanderung der Studieren­
den zu erwarten, die sich durchschlagend negativ auf die Zu­
kunft unserer fünf Länder auswirken wird. Parlament und Re­
gierung müssen hier sofort reagieren.

Die Fraktion der PDS hält die vom Ministerrat zugesagte Auf­
rechterhaltung der staatlichen Zuschüsse für die Mensaverpfle­
gung, den Erhalt der kostenlosen Sozialversicherung für Stu­
denten, die niedrigen Wohnheimgebühren sowie das, was Mini­
ster Romberg eben noch hinzugefügt hat, für notwendige Maß­
nahmen, die jedoch nicht ausreichen.

Was wird mit den Zuschüssen für Studenten mit Behinderun­
gen und für Studentenehen? Und die 60 Mark Zuschlag für ein 
Kind - ich weiß nicht, ich würde mich dann, wenn ich eine Mutter 
mit Kind wäre, nicht mehr zum Studium entschließen.

Bekommen die Studenten weiterhin subventionierte Krippen- 
und Kindergartenplätze? Das ist auch noch nicht beantwortet.

(Unruhe im Saal)

Die Erhöhung des monatlichen Grundstipendiums auf 280 DM 
für Direktstudenten ist in Relation zu den Warenkorbberech­
nungen nicht akzeptabel. Die aufgeführten Möglichkeiten für 
Studierende, duch Leistungsstipendium und Beibehaltung der 
Wehrdienstpauschale auf monatlich 700 DM zu kommen, treffen 
für den größten Teil der Studierenden nicht zu.

Die studentische Forderung nach finanzieller Ermöglichung 
eines elternunabhängigen Studiums muß über das Finanziell-Rech­
nerische hinaus als eine Frage der Menschenwürde, der persönli­
chen Selbstbestimmung und Selbstachtung akzeptiert werden.

(Unruhe)

Es ist ein Unterschied, ob die Eltern einen finanziellen Zu­
schuß zahlen können oder ob sie ihn zahlen müssen.

(Beifall bei der PDS)

Durch die komplizierte Situation an Hochschulen und Univer­
sitäten in bezug auf die Ausstattung der Bibliotheken sind die 
Studenten gezwungen, um eine Chancengleichheit mit BRD-Ab­
solventen herzustellen, Bibliotheken und Forschungseinrich­
tungen in Berlin (West) oder andere grenznahe Bibliotheken auf­
zusuchen, von den ansteigenden Buchanschaffungskosten ganz 
zu schweigen. Die in den Ausschüssen für Bildung und Wissen­
schaft sowie Forschung und Technologie bekannt gewordenen 
Zahlen zum Wissenschaftshaushalt lassen Befürchtungen brei­
ten Raum. Hier steht insgesamt die Kulturfunktion des Staates 
in Frage und die Notwendigkeit eines Wissenschaftsförderungs­
programms insgesamt.

Im Zusammenhang mit dem uns vorliegenden Arbeitsförde­
rungsgesetz muß geregelt werden, daß Studierende und künftige
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